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Sachgebiet 76 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Sprung, Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, Dr. Köhler (Duisburg), 
Röhner, Schmidhuber, Dr. Zeitei, Wohlrabe und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Geld- und Kreditpolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der zuneh- 
menden Konkurse (1973 mehr als 5500 Fälle) in unserem 
Lande die Auswirkungen der Hochzinspolitik der Bundes- 
bank 

a) im Bereich der mittelständischen Unternehmen, 

b) auf den privaten Wohnungsbau, 

c) auf die Bauwirtschaft, 

d) auf die Kostensituation der Unternehmen? 

2. Welche Bruttokreditaufnahme erwartet die Bundesregie- 
rung im Jahre 1974 

a) bei Bund, Ländern und Gemeinden, 

b) bei der Bundespost, 

c) bei der Bundesbahn? 

3. Wie hoch wird die entsprechende Nettokreditaufnahme bei 
den Gebietskörperschaften und bei Bundesbahn und Bun- 
despost im Jahre 1974 sein? 

4. Welche Auswirkungen auf den Kapitalmarkt in der Bun- 
desrepublik Deutschland erwarte die Bundesregierung von 
der öffentlichen Kreditaufnahme? 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß der überwie- 
gende Teil der Tilgungen und Zinsen wieder auf den Kapi- 
talmarkt angelegt wird? Welche Annahmen legt sie ihrer 
Auffassung zugrunde? 

5. Hat die Bundesregierung bei ihrem Kapitalbedarf berück- 
sichtigt, daß die expansive Ausgabenpolitik der öffent- 
lichen Hände im Jahre 1974 die restriktive Politik der Bun- 
desbank nicht erleichtert? Glaubt die Bundesregierung, 
daß die Bundesbank durch eine Verschärfung der Restrik- 
tionen den expansiven Effekt neutralisieren kann? Erkennt 
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die Bundesregierung an, daß hierin ein Zielkonflikt liegt, 
und wie begründet sie ihre Auffassung? 

6. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Bevorzugung von 

von Terminanlagen und die Auswirkungen auf das 
Zinsniveau, den Kapitalmarkt, insbesondere den Pfand- 
briefmarkt, sowie die Folgen für die betroffenen Be- 
reiche unserer Volkswirtschaft und für das Preisniveau? 
b) Durch welche Maßnahmen glaubt die Bundesregierung 
die Funktionsfähigkeit des Kapitalmarktes wiederher- 
stellen zu können? 

7. a) Wie hoch sind die Verluste, die 

- die Sparer bei Kreditinstituten, insbesondere mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist, 

- die Bausparer 

im Jahre 1973 durch die Geldentwertung (Zins- und 
Substanzverluste) in der Bundesrepublik Deutschland 
erlitten haben? 

b) Wie hoch sind die Kursverluste der Deutschen Aktien- 
besitzer im Jahre 1973? 

c) Wie hoch sind die Verluste der Besitzer festverzins- 
licher Wertpapiere im Jahre 1973? 

8. a) Wie groß ist der Anteil der umlaufenden Rentenwerte 

mit einem Nominalzins von 6 v. H. und weniger pro 
Jahr an den gesamten umlaufenden Rentenwerten, und 
welchen Gesamtnominalwert besitzen diese Titel? 

b) Welchen Gesamtkurswert haben die gesamten umlau- 
fenden Rentenpapiere mit einem Nominalzins von 
6 v. H. per anno und darunter Ende Januar 1974 gehabt? 

c) In wessen Besitz befinden sich diese obengenannten 
niedrig verzinslichen Rentenwerte, aufgeteilt nach Pri- 
vatpersonen und institutionellen Anlegern? 

9. Teilt die Bundesregierung folgende im Geschäftsbericht der 
Bundesbank für das Jahr 1973 geäußerte Auffassung: 

„Andererseits brachte der starke Zinsanstieg am Renten- 
markt für die Besitzer umlaufender Wertpapiere, darunter 
viele Privatpersonen, empfindliche Kapitalverluste. Diese 
Sparer werden von der inflatorischen Entwicklung doppelt 
benachteiligt; zum einen ist der Realwert ihres Kapitaler- 
trages bei den relativ hohen Geldentwertungsraten sehr 
gering und u. U. sogar negativ, zumal weiterhin der ge- 
samte Nominalertrag steuerpflichtig bleibt, zum anderen 
mindert sich durch die Kurseinbußen auch der bei einer 
Veräußerung erzielbare Wert ihres Vermögens. Besonders 
für die aus dem Erwerbsleben ausgeschiedenen älteren 
Personen kann hierin eine ernste soziale Härte liegen."? 

11. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um diese 
Härten für private Besitzer niedrig verzinslicher Wertpa- 
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piere, vor allem auch für sozial Schwache, zu mildern bzw. 
wiedergutzumachen? 

11. Wird die Bundesregierung zur Lösung dieser unsozialen 
Fehlentwicklung Gesetzesinitiativen vorlegen, wenn ja, an 
welche Gesetzesinitiativen denkt die Bundesregierung? 


Bonn, den 14. Mai 1974 


Dr. Sprung 
Höcherl 
Leicht 
Dr. Häfele 

Dr. Köhler (Duisburg) 

Röhner 
Schmidhuber 
Dr. Zeitei 
Wohlrabe 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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